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1. Auszug aus dem Tarifvertrag für den  
öffentlichen Dienst (TVöD) 
 
§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen 
(1) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Ge-
heimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder 
vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; 
dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
hinaus. 
(2) Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Ge-
schenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen in Bezug 
auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Werden den Beschäftig-
ten derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem 
Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. 
(3) Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten 
ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der 
Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Aufla-
gen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der ar-
beitsvertraglichen Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte 
Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 
(4) Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, 
die/den Beschäftigte/n zu verpflichten, durch ärztliche Beschei-
nigung nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsver-
traglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist. Bei der beauf-
tragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Be-
triebsärztin/einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Be-
triebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt 
geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der 
Arbeitgeber. 
 
§ 41 Allgemeine Pflichten (TVöD BT-V) 
Die im Rahmen des Arbeitsvertrages geschuldete Leistung ist 
gewissenhaft und ordnungsgemäß auszuführen. Beschäftigte 
des Bundes und anderer Arbeitgeber, in deren Aufgabenberei-
chen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen werden, 
müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich de-
mokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes be-
kennen.  

2. Auszug aus dem Tarifvertrag über die Re-
gelung der Rechtsverhältnisse der amtlichen 
Tierärzte und Fleischkontrolleure außerhalb 
öffentlicher Schlachthöfe (TV AngaöS) 

 
§ 4 Gelöbnis 
Der Angestellte hat dem Arbeitgeber die gewissenhafte Dienst-
erfüllung und die Wahrung der Gesetze zu geloben. Das Gelöb-
nis wird durch Nachsprechen der folgenden Worte abgelegt und 
durch Handschlag bekräftigt: 
Ich gelobe: "Ich werde meine Dienstobliegenheiten gewissen-
haft erfüllen und das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland sowie die Gesetze wahren." 
Über das Gelöbnis ist eine von dem Angestellten mitzuunter-
zeichnende Niederschrift zu fertigen. 
 
§ 6 Allgemeine Pflichten 
(1) Der Angestellte hat sich so zu verhalten, wie es von Angehö-
rigen des öffentlichen Dienstes erwartet wird. Er muss sich 
durch sein gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen. 
(2) Der Angestellte ist verpflichtet, den dienstlichen Anordnun-
gen nachzukommen. Beim Vollzug einer dienstlichen Anord-

nung trifft die Verantwortung denjenigen, der die Anordnung 
gegeben hat. Der Angestellte hat Anordnungen, deren Ausfüh-
rung - ihm erkennbar - den Strafgesetzen zuwiderlaufen würde, 
nicht zu befolgen. 
 
§ 7 Schweigepflicht 
Der Angestellte hat - auch nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses - über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 
gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder auf Weisung des 
Arbeitgebers angeordnet ist, Verschwiegenheit zu bewahren. 
 
§ 8 Belohnungen und Geschenke 
(1) Der Angestellte darf Belohnungen oder Geschenke in bezug 
auf seine dienstliche Tätigkeit nur mit Zustimmung des Arbeit-
gebers annehmen. 
(2) Werden dem Angestellten Belohnungen oder Geschenke in 
bezug auf seine dienstliche Tätigkeit angeboten, so hat er dies 
dem Arbeitgeber unverzüglich und unaufgefordert mitzuteilen. 
 
§ 9 Sonstige berufliche Tätigkeit 
Das Recht, eine sonstige berufliche Tätigkeit auszuüben, wird 
durch das Arbeitsverhältnis nicht berührt soweit die Erfüllung 
der arbeitsvertraglichen Pflichten dadurch nicht beeinträchtigt 
wird. 
 
§ 11 Haftung 
Für die Schadenshaftung des Angestellten finden die für die 
Beamten des Arbeitgebers jeweils geltenden Vorschriften ent-
sprechende Anwendung. 
 

Zur Ergänzung des § 11 TV Ang iöS wird Art. 85 Bayer. Beam-
tengesetz nachstehend abgedruckt: 
(1) Verletzt ein Beamter vorlässig oder grob fahrlässig die ihm 
obliegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, dessen Auf-
gaben er wahrgenommen hat, den daraus entstehenden Scha-
den zu ersetzen. Haben mehrere Beamte den Schaden ge-
meinsam verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner. 
(2) Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von dem 
Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr von dem Schaden und der 
Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rück-
sicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der 
Handlung an. Hat der Dienstherr einem Dritten Schadensersatz 
geleistet, so tritt an die Stelle des Zeitpunkts, in dem der 
Dienstherr von dem Schaden Kenntnis erlangt, der Zeitpunkt, in 
dem der Ersatzanspruch des Dritten diesem gegenüber vom 
Dienstherrn anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechts-
kräftig festgestellt wird. 
(4) Leistet der Beamte dem Dienstherren Ersatz und hat dieser  
 

3. Auszug aus dem Gesetz über die förmli-
che Verpflichtung nichtbeamteter Personen 
 
§ 1 
(1) Auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten soll 
verpflichtet werden, wer, ohne Amtsträger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 
des Strafgesetzbuches) zu sein, 
1. bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle die Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, beschäftigt oder für 
sie tätig ist, 
2. bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluss, einem 
Betrieb oder Unternehmen, die für eine Behörde oder sonstige 
Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausführen, be-
schäftigt oder für sie tätig ist oder 
3. als Sachverständiger öffentlich bestellt ist. 
(2) Die Verpflichtung wird mündlich vorgenommen. Dabei ist auf 
die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung hinzuweisen. 
(3) Über die Verpflichtung wird eine Niederschrift aufgenom-
men, die der Verpflichtete mit unterzeichnet. Er/Sie erhält eine 
Abschrift der Niederschrift. Davon kann abgesehen werden, 
wenn dies im Interesse der inneren oder äußeren Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland geboten ist. 
(4) Welche Stelle für die Verpflichtung zuständig ist, bestimmt 
1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 bei Behörden oder 
sonstigen Stellen nach Bundesrecht die jeweils zuständige 
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oberste Dienstaufsichtsbehörde oder, sowie eine Dienstaufsicht 
nicht besteht, die oberste Fachaufsichtsbehörde, 
2. in allen übrigen Fällen diejenige Behörde, die von der Lan-
desregierung durch Rechtsverordnung bestimmt wird. 
 
§ 2 
(1) Wer, ohne Amtsträger zu sein, aufgrund des § 1 der Verord-
nung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. S. 351) förmlich verpflichtet worden ist, 
steht einem nach § 1 Verpflichteten gleich. 
(2) Wer, ohne Amtsträger zu sein, 
1. als Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes nach einer tarif-
rechtlichen Regelung oder 
2. aufgrund eines Gesetzes oder aus einem sonstigen Rechts-
grund  
zur gewissenhaften Erfüllung seiner Obliegenheiten verpflichtet 
worden ist, steht einem nach § 1 Verpflichteten gleich, wenn die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 erfüllt sind. 
 

4. Auszug aus dem Strafgesetzbuch 
 
§ 11 (Personen- und Sachbegriffe) 
(1) Im Sinne des Gesetzes ist: 
1. Angehöriger:  
wer zu den folgenden Personen gehört:  
a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, 
der Verlobte, Geschwister, Ehegatten der Geschwister, Ge-
schwister der Ehegatten, und zwar auch dann, wenn die Ehe, 
welche die Beziehung begründet hat, nicht mehr besteht oder 
wenn die Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft erloschen ist, 
b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 
2. Amtsträger: 
wer nach deutschem Recht 
a) Beamter oder Richter ist, 
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht 
oder 
c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sons-
tigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung gewählten 
Organisationsform wahrzunehmen; 
3. Richter: 
wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher 
Richter ist; 
4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 
wer, ohne Amtsträger zu sein, 
a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder  
b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluss, Be-
trieb oder Unternehmen, die für eine Behörde oder für eine 
sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausführen, 
beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich ver-
pflichtet ist; 
5. rechtswidrige Tat: 
nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes ver-
wirklicht; 
6. Unternehmen einer Tat: 
deren Versuch und deren Vollendung 
7. Behörde: 
auch ein Gericht; 
8. Maßnahme: 
jede Maßregel der Besserung und Sicherung, der Verfall, die 
Einziehung und die Unbrauchbarmachung 
9. Entgelt: 
jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 
(2) Vorsätzlich im Sinnes dieses Gesetzes ist eine Tat auch 
dann, wenn sie den gesetzlichen Tatbestand verwirklicht, der 
hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hinsichtlich einer 
dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit 
ausreichen lässt. 
(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, 
Abbildungen und andere Darstellung in denjenigen Vorschriften 

gleich, die auf diesen Absatz verweisen. 
 
§ 93 (Begriff des Staatsgeheimnisses) 
(1) Staatsgeheimnisse sind Tatsachen, Gegenstände oder Er-
kenntnisse, die nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich 
sind und vor einer fremden Macht geheimgehalten werden 
müssen, um die Gefahr eines schweren Nachteils für die äuße-
re Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland abzuwenden. 
(2) Tatsachen, die gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung oder unter Geheimhaltung gegenüber den Vertrags-
partnern der Bundesrepublik Deutschland gegen zwischenstaat-
lich vereinbarte Rüstungsbeschränkungen verstoßen, sind keine 
Staatsgeheimnisse. 
 
§ 94 (Landesverrat) 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis 
1. einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt 
oder 
2.  sonst an einen Unbefugten  
gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht, um die Bundes-
republik Deutschland zu benachteiligen oder eine fremde Macht 
zu begünstigen, 
und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äuße-
re Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, wird 
mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe lebenslange 
Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1. eine verantwortliche Stellung missbraucht, die ihn zur Wah-
rung von Staatsgeheimnissen besonders verpflichtet, oder 
2. durch die Tat die Gefahr eines besonders schweren Nachteils 
für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland her-
beiführt. 
 

§ 95 (Offenbaren von Staatsgeheimnissen) 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle 
oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, an einem 
Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und 
dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, 
wenn die Tat nicht in § 94 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn Jahren. § 94 Abs. 2 Satz 2 ist an-
zuwenden. 
 

§ 96 (Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften 
von Staatsgeheimnissen) 
(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um es zu verraten 
(§ 94), wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren bestraft. 
(2) Wer sich ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stel-
le oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, ver-
schafft, um es zu offenbaren (§ 95), wird mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 
 
§ 97 (Preisgabe von Staatsgeheimnissen) 
(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle 
oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, an einen 
Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und 
dadurch fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die 
äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
(2) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle 
oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird und das ihm 
kraft seines Amtes, seiner Dienststellung oder eines von einer 
amtlichen Stelle erteilten Auftrages zugänglich war, leichtfertig 
an einen Unbefugten gelangen lässt und dadurch fahrlässig die 
Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland verursacht, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bundesregierung 
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verfolgt. 
 
§ 97a (Verrat illegaler Geheimnisse) 
Wer ein Geheimnis, das wegen eines der in § 93 Abs. 2 be-
zeichneten Verstöße kein Staatsgeheimnis ist, einer fremden 
Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt und dadurch die 
Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, wird wie ein Landes-
verräter (§ 94) bestraft. § 96 Abs. 1 in Verbindung mit § 94 Abs. 
1 Nr. 1 ist auf Geheimnisse der in Satz 1 bezeichneten Art ent-
sprechend anzuwenden. 
 

§ 97b (Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnis-
ses) 
(1) Handelt der Täter in den Fällen der §§ 94 bis 97 in der irri-
gen Annahme, das Staatsgeheimnis sei ein Geheimnis der in § 
97a bezeichneten Art, so wird er, wenn 
1. dieser Irrtum ihm vorzuwerfen ist, 
2. er nicht in der Absicht handelt, dem vermeintlichen Verstoß 
entgegenzuwirken, oder 
3. die Tat nach den Umständen kein angemessenes Mittel zu 
diesem Zweck ist, 
nach den bezeichneten Vorschriften  
bestraft. Die Tat ist in der Regel kein angemessenes Mittel, 
wenn der Täter nicht zuvor ein Mitglied des Bundestages um 
Abhilfe angerufen hat. 
(2) War dem Täter als Amtsträger oder als Soldat der Bundes-
wehr das Staatsgeheimnis dienstlich anvertraut oder zugäng-
lich, so wird er auch dann bestraft, wenn nicht zuvor der Amts-
träger einen Dienstvorgesetzten, der Soldat einen Disziplinar-
vorgesetzten um Abhilfe angerufen hat. Dies gilt für die für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten und für Personen, 
die im Sinne des § 353c Abs. 2 verpflichtet worden sind, sinn-
gemäß. 
 
§ 120 (Gefangenenbefreiung) 
(1) Wer einen Gefangenen befreit, ihm zum Entweichen verleitet 
oder dabei fördert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ist der Täter als Amtsträger oder als für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter gehalten, das Entweichen des 
Gefangenen zu verhindern, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Einem Gefangenen im Sinne der Absätze 1 und 2 steht 
gleich, wer sonst auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt wird. 
 
§ 133 (Verwahrungsbruch) 
(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich 
in dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder einem ande-
ren dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, 
beschädigt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung 
entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sa-
chen, die sich in amtlicher Verwahrung einer Kirche oder ande-
ren Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder 
von dieser dem Täter oder einem anderen amtlich in Verwah-
rung gegeben worden sind. 
(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger 
oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten anver-
traut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 201 (Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes) 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf ei-
nen Tonträger aufnimmt oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten 
zugänglich macht. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt  
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich ge-
sprochene Wort eines anderen mit einem Abhörgerät abhört 

oder 
2. das nach Absatz 1 Nr.1 aufgenommene oder nach Absatz 2 
Nr.1 abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen 
im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich 
mitteilt. 
Die Tat nach Satz 1 Nr.2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche 
Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu 
beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche 
Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interes-
sen gemacht wird. 
(3). Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes 
verletzt (Absätze 1, 2). 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilneh-
mer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a ist an-
zuwenden. 
 
§ 203 (Verletzung von Privatgeheimnissen) 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 
persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörige eines 
anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Füh-
rung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert, 
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftli-
cher Abschlussprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem 
gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem 
Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ 
oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentan-
walts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerbera-
tungsgesellschaft, 
4. Ehe-, Familien-,  Erziehungs- oder Jugendberater sowie 
Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer 
Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts anerkannt ist, 
4a. Mitglieder oder Beauftragten einer anerkannten Beratungs-
stelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftkonfliktge-
setzes, 
5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkann-
tem Sozialpädagogen oder 
6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, 
Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privatärztlichen 
Verrechnungsstelle anvertraut worden oder sonst bekannt ge-
worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 
namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offen-
bart, das ihm als 
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personal-
vertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder 
eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen 
Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetz-
gebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschus-
ses oder Rates oder 
5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewis-
senhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Ge-
setzes förmlich verpflichtet worden ist, 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem 
Geheimnis im Sinnes des Satzes 1 stehen Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisses eines anderen gleich, 
die für die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden 
sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzel-
angaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung bekannt gegeben werden und 
das Gesetz dies nicht untersagt. 
(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen 
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andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer gleich. Den in 
Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig täti-
gen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbe-
reitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und den in Satz 
1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des 
Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis 
von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass  
erlangt hat. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter 
das fremde Geheimnis nach dem Tode des Betroffenen unbe-
fugt offenbart. 
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich 
oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schä-
digen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe. 
 

§ 204 (Verwertung fremder Geheimnisse) 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er 
nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 203 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 

§ 331 (Vorteilsannahme) 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für 
sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen lässt oder 
annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre-
chen lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung 
vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstra-
fe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch 
ist strafbar. 
(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter 
einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen lässt 
oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 
Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder 
der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die An-
nahme genehmigt. 
 
§ 332 (Bestechlichkeit) 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder 
annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder 
künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat 
oder verletzen würde,  
wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre-
chen lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung 
vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine 
richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In 
minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren. 
(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künfti-
ge Handlung fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, so 
sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er 
sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,  
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der 
Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu 
lassen. 
 

§ 353b (Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer be-
sonderen Geheimhaltungspflicht) 
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 
1. Amtsträger 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 
3. Person, die Aufgaben oder  

Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt 
offenbart und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentli-
che Interessen gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt 
einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhal-
tung er 
1. aufgrund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des 
Bundes oder eines Landes oder eines seiner Ausschüsse ver-
pflichtet ist oder 
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die 
Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich 
verpflichtet worden ist, 
an einen anderen gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht 
und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächti-
gung wird erteilt 
1. von den Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheim-
nis während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein Gesetzge-
bungsorgan des Bundes oder eines Landes bekannt geworden 
ist; 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 
2. von der obersten Bundesbehörde 
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheim-
nis während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Be-
hörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder 
für eine solche Stelle bekannt geworden ist, 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer 
amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet worden ist, 
3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der 
Absätze 1 und 2 Nr. 2. 
 

§ 355 (Verletzung des Steuergeheimnisses) 
(1) Wer unbefugt 
1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 
a) in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen 
Verfahren in Steuersachen, 
b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in 
einem Bußgeldverfahren wegen einer Steuerordnungswidrig-
keit, 
c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde 
oder durch die gesetzlich vorgeschriebene Vorlage eines Steu-
erbescheides oder einer Bescheinigung über die bei der Be-
steuerung getroffenen Feststellungen bekannt geworden sind, 
oder 
2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als 
Amtsträger in einem der in Nummer 1 genannten Verfahren 
bekannt geworden ist, 
offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Dem Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 
1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
2. amtlich zugezogene Sachverständige und 
3. die Träger von Ämtern der Kirche und anderen Religionsge-
sellschaften des öffentlichen Rechts. 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des 
Verletzten verfolgt. Bei Taten amtlich zugezogener Sachver-
ständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betroffen 
ist, neben dem Verletzten antragsberechtigt. 
 
§ 358 (Nebenfolgen) 
Neben einer Freiheitsstrafe von  
mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den §§ 
332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 
353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht die Fähigkeit, 
öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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